Deutscher Bundestag Drucksache 

7. Wahlperiode 


Fragen 

für die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutschen Bundestages 


am Mittwoch, dem 14. Februar 1973 
am Donnerstag, dem 15. Februar 1973 
am Freitag, dem 16. Februar 1973 


Seite 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 

Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie 

und für das Post- und Fernmeldewesen 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 


3 

4 

5 , 21 *) 
8 , 22 *) 
9 , 22 *) 
10 , 23 *) 

13 , 24 *) 

14 

15 

16 , 24 *) 

17 , 24 *) 

20 , 26 *) 
2 

2 , 26 *) 
3 , 28 *) 


Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Buchdruckerei Peter Meier, 5205 St. Augustin 1 - Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestraße 56, Tel. (02221) 363551 


7/156 

09, 02. 73 



Drucksache 7/156 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A, Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


1. Abgeordneter 

Walther 


(SPD) 


Treffen Presseberichte zu, wonach die acht zur 
Zeit im Kreisflüchtlingsheim in der Stadt Bau- 
natal im Landkreis Kassel untergebrachten 
ehemaligen DDR-Häftlinge bei ihrem Eintref- 
fen an der Demarkationslinie zur Bundesre- 
publik Deutschland durch „einen Rechtsan- 
walt" empfangen wurden und ihnen dabei eine 
Kur und hohe finanzielle Zuwendungen ver- 
sprochen wurden, eine echte Betreuung jetzt 
aber am Instanzenweg scheitert und auch das 
Versorgungsamt Kassel nicht weiß, ob es für 
eine Betreuung zuständig ist? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


2. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung dafür zu 
sorgen, daß die Forschungszentren der EURA- 
TOM erhalten bleiben und zukunftsweisende 
Aufgaben im Rahmen ihrer Forschungstätig- 
keit bearbeiten? 


3. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung im Rahmen 
Lenzer ihrer nationalen Forschungspolitik eine Koope- 

(CDU/CSU) ration zwischen den europäischen Forschungs- 

zentren und der Industrie zu erreichen? 


4. Abgeordneter 
Gallus 
(FDP) 


5. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


6. Abgeordneter 
Härzschel 

(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um bei dem allgemeinen Mangel an Ingeni- 
euren und Diplomingenieuren den Nachwuchs- 
bedarf für die Deutsche Bundespost und die 
Deutsche Bundesbahn zu sichern? 

Besteht die Absicht, wie in der Presse (Zeit- 
schrift „Bus-Fahrt" Januar 1973) diskutiert, 
daß möglicherweise die Deutsche Bundespost 
1973 den Personenverkehr mit eigenen Linien- 
bussen einstellt und den Omnibusverkehr der 
Deutschen Bundesbahn überträgt? 

Trifft die Auskunft der Oberpostdirektion 
Freiburg zu, daß eine Übereinkunft zwischen 
den Rundfunkanstalten und der Deutschen 
Bundespost dahin gehend besteht, daß keine 
Füllsender errichtet werden, wenn die Ein- 
wohnerzahl weniger als 800 beträgt, und hält 
die Bundesregierung im Blick auf die Chancen- 
gleichheit der Bevölkerung eine solche Rege- 
lung für gerechtfertigt? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


7. Abgeordneter 
Dr. Meinedie 
(Hamburg) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Durch- 
führung der Berufsgrundbildungsjahr- Anrech- 
nungs-Verordnung vom 4. Juli 1972 von Aus- 
bildungsbetrieben boykottiert wird? 


8. Abgeordneter 
Dr. Meinedce 
(Hamburg) 
(SPD) 


Sind die Bedenken des „Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung", die 
zum Beispiel in der Erklärung vom Januar 
1972 enthalten sind, durch die „Vorschläge 
für die Durchführung vordringlicher Maßnah- 
men" der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung ausgeräumt? 


9. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Wie viele der heute an deutschen Hochschulen 
lehrenden Mediziner hätten nach den Kriterien 
des von den Ministerpräsidenten der Bundes- 
länder vereinbarten Staatsvertrags zur Rege- 
lung des numerus clausus die Zulassung zum 
Medizinstudium im Jahre 1972 erhalten? 


10. Abgeordneter 
Maucher 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Witwen, insbesondere von Beamten, die Aus- 
bildungsförderung erhalten, besondere Härten 
bei der Gewährung von Ausbildungsbeihilfen 
entstehen, indem nach dem Tode des Eheman- 
nes die Ausbildungsbeihilfen erheblich ge- 
kürzt oder ganz gestrichen werden? 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, um diese ent- 
Maucher stehenden Härten auszugleichen, die Einkom- 

(CDU/CSU) mensgrenzen für Witwen mit mehreren Kin- 

dern entsprechend heraufzusetzen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


12. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung einen Forschungsauf- 
trag über die Monopolstellung lokaler Zeitun- 
gen erteilt? 


13. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung das Ergebnis 
Reddemann dieses Auftrages veröffentlichen? 

(CDU/CSU) 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


14. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 
30. Januar 1973 zu, das Auswärtige Amt habe 
den deutschen Botschaftern empfohlen, die Be- 
zeichnung „Der Deutsche Botschafter" in „Bot- 
schafter der Bundesrepublik Deutschland" um- 
zuwandeln, und wie vereinbart — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung diese Empfehlung 
mit ihrer Ankündigung, auf den Gebrauch des 
Adjektivs „deutsch" nicht zu verzichten? 


15. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung durch Vereinbarung 
mit der Volksrepublik Polen sichergestellt, daß 
die von der Bundesrepublik Deutschland zur 
Verfügung gestellten 100 Millionen DM in 
vollem Umfang an die Opfer der pseudomedi- 
zinischen Menschenversuche in der Volksre- 
publik Polen persönlich zur Auszahlung kom- 
men? 


16. Abgeordneter Liegen schon Erfahrungen dahin vor, daß in 
Dr. Czaja der Volksrepublik Polen vereinbarungsgemäß 

(CDU/CSU) verfahren wird? 


17. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassungen zum deutsch-polnischen Verhältnis 
und insbesondere zur Ausreise von Deutschen 
aus Polen, wie sie sich in der deutschen Presse 
zunehmend finden und in der „Süddeutschen 
Zeitung" vom 8. Februar 1973 wie folgt zu- 
sammengefaßt sind: 

„Es zeigt sich jetzt, daß der gute Glaube der 
Bonner Diplomatie, Polen werde die wenig 
präzis gefaßten Nebenabsprachen des War- 
schauer Vertrages hinsichtlich der deutsch- 
stämmigen Bevölkerung großzügig handhaben, 
unbegründet war. Denn es war natürlich nicht 
viel mehr als guter Glaube, der diese An- 
nahme aufkommen ließ: In den einschlägigen 
Papieren steht wenig, woraus sich ein klarer 
Bonner Rechtsanspruch ableiten ließe. Offen- 
bar um polnische Empfindlichkeiten zu schonen 
und den Warschauer Vertrag zustandezubrin- 
gen, haben die Bonner Unterhändler unter 
anderem auf eine unmißverständliche Definie- 
rung des Personenkreises verzichtet, der für 
die Umsiedlung in Frage kommt. Man ver- 
traute auf eine faire Regelung durch die pol- 
nischen Behörden. 

Dieses Vertrauen wurde bisher weithin ent- 
täuscht. Weder die Vertragsratifizierung durch 
Bonn noch die Intervention des Außenmini- 
sters Scheel bei seinem polnischen Kollegen 
haben die Warschauer Ausreisepraxis günstig 
zu beeinflussen vermocht. Durften 1971, also 
vor der Vertragsratifizierung, etwa 26 000 
Deutsche aus Polen ausreisen, so war es im 
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18. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 
Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


folgenden Jahr nur noch die Hälfte. Was aber 
noch befremdlicher wirkt: Die ausreisewilligen 
Deutschen werden Schikanen und Repressalien 
unterworfen oder ihre Anträge erst gar nicht 
entgegengenommen. Unglaubwürdig die pol- 
nische Angst vor dem Verlust von Arbeits- 
kräften, wenn diese absichtlich brotlos gemacht 
werden.", und welche Konsequenzen wird sie 
gegebenenfalls daraus ziehen? 

Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung derzeit, um eine Freilassung des letzten 
deutschen Kriegsgefangenen in Italien, Herbert 
Kappler, zu erreichen? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
eine Begnadigung nach nunmehr bald 28 Jah- 
ren Festungshaft nicht mehr so sehr eine poli- 
tische, als vielmehr eine humanitäre Angele- 
genheit ist, besonders zwischen zwei befreun- 
deten Nationen? 

Trifft es zu, daß die im Auftrag des Auswärti- 
gen Amtes geplante Architekturausstellung in 
der bulgarischen Hauptstadt deshalb von den 
bulgarischen Behörden unterbunden wurde, 
weil im deutschen Ausstellungskatalog die 
Formulierungen „deutsche Architekten" und 
„Bundesrepublik Deutschland" enthalten und 
weil Fotos von West-Berliner Bauten vorge- 
sehen waren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


21. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vocicenhausen 

(SPD) 


Welche Konsequenzen ergeben sich für die 
Bundesregierung aus der Situation der Was- 
serwirtschaft in Mitteleuropa, die von einem 
erheblichen Rückgang der Niederschläge und 
durch ein stetiges Absinken des Grundwasser- 
spiegels unabhängig davon gekennzeichnet ist, 
wobei diesen beiden Erscheinungen für die 
Zukunft ein erheblich höherer Wasserver- 
brauch je Einwohner und Tag gegenüberste- 
hen wird? 


22. Abgeordneter 
Sieglersdunidt 
(SPD) 


In welchen Punkten ist ein Beamter deutscher 
Staatsangehörigkeit, der von einer europäi- 
schen Institution, die in der Anlage zu den 
Entsenderrichtlinien aufgeführt ist, zu einem 
Dienstherrn im Bundesgebiet überwechseln 
will, anders gestellt, als er es bei einem Wech- 
sel von einem Dienstherrn im Bundesgebiet 
zum anderen wäre, wenn er von einem Dienst- 
herm im Bundesgebiet zu der europäischen 
Institution entsandt wurde oder ohne eine 
solche Entsendung bei der europäischen Insti- 
tution beschäftigt wurde? 
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23. Abgeordneter 
Sieglersdimidt 
(SPD) 


24. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(Mündien) 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Sdimidt 
(Mündien) 
(SPD) 

28. Abgeordneter 
Sdimidt 
(Mündien) 
(SPD) 


29. Abgeordneter 
Lambinus 
(SPD) 


30. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine Regelung, nadi 
der der Übergang von einer europäischen In- 
stitution der genannten Art zu einem Dienst- 
herrn im Bundesgebiet so behandelt wird wie 
eine Versetzung nach § 18 Abs. 2 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes, für erstrebenswert, und 
welche Hindernisse stehen gegebenenfalls ei- 
ner soldien Regelung entgegen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung, die Zustän- 
digkeit für die Reaktorsidierheit und das atom- 
reditlidie Genehmigungsverfahren in Zukunft 
zu regeln, und wie erfolgt im einzelnen eine 
Abgrenzung zwischen dem Bundesinnenmini- 
sterium und dem Bundesministerium für For- 
schung und Tedinologie? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Grün- 
dung einer Bundesanstalt für Reaktorsicher- 
heit, die sie im IV. Atomprogramm angekün- 
digt hat, im Hinblick auf die in der Zwischen- 
zeit erfolgten organisatorischen Änderungen 
innerhalb der Bundesministerien? 

Auf welche Weise werden die besonderen 
Belastungen ausgeglichen, denen Soldaten, 
Beamte, Angestellte und Arbeiter des Bundes 
bei ihrer Tätigkeit im SchicJitdienst in ge- 
schlossenen unterirdischen Räumen im Bereich 
der Nachrichtenübermittlung, der elektroni- 
schen Luftüberwachung oder in anderen ver- 
gleichbaren Tätigkeiten ausgesetzt sind, und 
denkt die Bundesregierung insbesondere dar- 
an, eine entsprechende Zulage vorzusehen? 

Wie hocJi sind die Gesamtkosten und die 
Beteiligung des Bundes für die II. Skiflug- 
Weltmeisterscbaft vom 9. bis 11. März 1973 in 
Oberstdorf? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Gesamtkosten im Hinblick auf die drei- 
tägige Veranstaltung mit rund 80 Sportlern 
aus 20 Ländern in einem angemessenen Ver- 
hältnis stehen? 

Ist der Bundesregierung der tatsächliche Grund 
für die Stillegung des Versuchsatomkraftwer- 
kes Kahl am Main bekannt, und ist die Bundes- 
regierung in der Lage, eine Sicberheitsgarantie 
bezüglicb eines etwaigen Radioaktivitätsaus- 
tritts für die betroffene Bevölkerung des baye- 
rischen Untermaingebiets auszusprecben? 

Welche Maßnahme gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen um sicherzustellen, daß sich 
künftig keine Vorlagen, die für das Kabinett 
bestimmt sind, 14 Tage vor dem Beratungs- 
termin in Händen von Journalisten befinden, 
wie es z. B. beim Agrarbericht 1973 der Fall 
ist? 
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31. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


32. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 

Walther 


(SPD) 


35. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, das neu zu 
gründende Bundesamt für Umweltschutz in 
der Stadt Saarbrücken einzurichten, will die 
Bundesregierung die Planung dieses Projekts 
mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 
unterstützen — vor allem auf Grund der be- 
sonders förderungsbedürftigen Lage der Stadt 
Saarbrücken, der Tatsache, daß im Endausbau 
das Bundesamt 400 qualitativ hochwertige Ar- 
beitsplätze neu geschaffen haben wird, auf die 
Saarbrücken angewiesen ist, der Bedeutung 
des Umweltschutzes in dieser Region und der 
hier exemplarisch gegebenen Forschungsmög- 
lichkeiten — , und kann die Bundesregierung 
eventuell schon jetzt Aussagen über bereits 
unternommene erste Schritte in dieser Rich- 
tung machen? 

Trifft es zu, daß, wie Pressemitteilungen besa- 
gen, kommunistischen Organisationen in der 
Bundesrepublik Deutschland, darunter der 
Deutschen Kommunistischen Partei, der Sozia- 
listischen Deutschen Arbeiterjugend und dem 
Studentenbund Spartakus aus der Deutschen 
Demokratischen Republik finanzielle Mittel in 
der Größenordnung von ca. 100 Millionen DM 
zufließen, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung bejahendenfalls dagegen zu tun? 

Hält die Bundesregierung insbesondere eine 
derartige Finanzierung solcher Organisationen 
in der Bundesrepublik Deutschland durch die 
Deutsche Demokratische Republik bzw. durdi 
Organisationen mit Sitz in der DDR für verein- 
bar mit den Bestimmungen des Vertrags über 
die Grundlagen der Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik, in denen zum 
Ausdruck gebracht wird, daß die beiden Staa- 
ten ihre Unabhängigkeit und Selbständigkeit 
in inneren und äußeren Angelegenheiten zu 
respektieren die Absicht haben? 

Wer ist für die Betreuung amnestierter ehe- 
maliger Häftlinge in der DDR, welche in die 
Bundesrepublik Deutschland entlassen wurden, 
zuständig, und mit welchen Hilfen hat dieser 
Personenkreis nach seinem Eintreffen in der 
Bundesrepublik Deutschland auf Grund wel- 
cher Rechtsgrundlagen zu rechnen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Beschluß der Ministerpräsidenten aller 
Bundesländer, keine Extremisten in den öffent- 
lichen Dienst einzustellen, politisch bedenklich 
sei? 

Falls dies nicht der Fall ist, wird die Bundes- 
regierung darauf hinwirken, daß eine einheit- 
liche Anwendung des Beschlusses erfolgt und 
so dem Prinzip der Gleichbehandlung Rech- 
nung getragen wird? 
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37. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Dr. Waffen- daß mit der Ausschreibung eines neuen Bun- 

sdimidt des Wettbewerbs „Geordnete Mülldeponie in 

(CDU/CSU) den Gemeinden" wertvolle Beiträge für eine 

landschaftsgerechtere, den Bedürfnissen der 
Bevölkerung nach Sicherheit und Gesundheit 
entsprechende Beseitigung fester Abfallstoffe 
geleistet werden könnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


38. Abgeordneter Trifft es zu, daß Unterhalts Schuldner sich ihren 
Dr. Emmerlich Verpflichtungen durch häufigen Wechsel des 

(SPD) Arbeitsplatzes entziehen? 


39. Abgeordneter Kann diesem Mißstand insbesondere dadurch 
Dr. Emmerlich abgeholfen werden, daß wegen Unterhaltsan- 
(SPD) Sprüchen erlassene Pfändungs- und Überwei- 

sungsbeschlüsse auf künftige Arbeitsverhält- 
nisse des Schuldners erstreckt werden und für 
den Fall des Wechsels des Arbeitsplatzes eine 
Unterrichtung des neuen Arbeitgebers über 
das Bestehen der Pfändung sichergestellt wird? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einfüh- 
rung einer gesetzlichen Haftpflicht für Schäden 
jeglicher Art, die durch sogenannte Kunst- 
fehler bei ärztlichen Leistungen entstehen, und 
welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen 
sonstigenfalls in solchen Fällen, Schadenser- 
satzansprüche gegen Ärzte geltend zu machen? 


Teilt die Bundesregierung die von der Enque- 
tekommission Verfassungsreform des 6. Deut- 
schen Bundestages in ihrem Zwischenbericht 
geäußerte Auffassung (Drucksache VI/3829, S. 
34), daß durch die Einrichtung einer unabhän- 
gigen Widerspruchsinstanz im Bereich der 
Verwaltung der Verwaltungsrechtsschutz ver- 
bessert werden kann? 


42. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Jobst die Lohnforderungen der Arbeitnehmer im 

(CDU/CSU) Falle des Konkurses des Betriebes durch die 

Möglichkeit der Aussonderung von Gegen- 
ständen, der abgesonderten Befriedigung so- 
wie der Regelung der Vorwegbefriedigung 
unzureichend gesichert sind und daß deshalb 
eine Änderung der Konkursordnung mit dem 
Ziele der besseren Sicherung der Lohnforde- 
rungen der Arbeitnehmer geboten ist? 



40. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


43. Abgeordneter Welche Doppelbesteuerungsabkommen mit 

Sdiedl Ostblockstaaten hat die Bundesregierung in 

(CDU/CSU) letzter Zeit abgeschlossen? 


44. Abgeordneter 
Sdiedl 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei den bereits ab- 
geschlossenen bzw. vorbereiteten Doppelbe- 
steuerungsabkommen mit Ostblockstaaten, in 
diesem Falle mit Rumänien bzw. Polen, beab- 
sichtigt, daß u. a. den staatlichen Baufirmen 
dieser Ostblockstaaten Wettbewerbs vorteile 
in der Bundesrepublik Deutschland eingeräumt 
werden? 


45. Abgeordneter 
Dr. Nölling 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß private 
Versicherungsunternehmen in ihren Verträgen 
über Versicherungsschutz gegen Unfall aus- 
drücklich vorsehen, daß der Versicherungs- 
schutz mit Ablauf des 70. Lebensjahres endet? 


46. Abgeordneter Hält die Bundesregierung solche Klauseln an- 
Dr. Nölling gesichts der besonderen Schutzbedürftigkeit 

(SPD) der älteren Menschen sozialpolitisch für ver- 

tretbar? 


47. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 

(SPD) 


Besteht die Absicht, die Bundesvermögens- 
abteilung der Oberfinanzdirektion Freiburg 
aufzulösen und ihren bisherigen Dienstbereich 
der Oberfinanzdirektion Karlsruhe zuzuord- 
nen? 


48. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Weshalb hat die Bundesregierung die im 
Haushaltsausschuß am 18. Dezember 1972 aus- 
drücklich abgegebene Versicherung nicht ein- 
gehalten, die im Haushaltsplan 1972 vorgese- 
henen Gesamtausgaben von 108,9 Milliarden 
DM nicht zu überschreiten? 


49. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Welche bedeutsamen neuen Erkenntnisse hat 
die Bundesregierung nach der Beratung des 
Bundeshaushaltsplans 1972 im Haushaltsaus- 
schuß am 18. Dezember 1972 und nach der 
Verabschiedung des Haushaltsplans 1972 im 
Bundestag am 20. Dezember 1972 gewonnen, 
die sie veranlaßt haben, noch zum Jahres- 
ende 1972 eine durch den Haushaltsplan nicht 
gebilligte Sonderzahlung von 1170 Millionen 
DM an die Deutsche Bundesbahn und von 
weiteren 230 Millionen DM zur Ablösung der 
Zwischenfinanzierung der VEBA-Bezugsrechte 
zu leisten? 


9 




Drucksache 7/156 


Deutsdier Bundestag — 7, Wahlperiode 


50. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


Glaubt die Bundesregierung mit ihren jüngsten 
Devisenbewirtsdiaftungsmaßnahmen die Ab- 
wehr der Dollarzuflüsse auf längere Sicht er- 
reichen zu können, vor allem angesichts der It. 
Bundesminister Helmut Schmidt voraussicht- 
lich auch in Zukunft anhaltenden Krisenan- 
fälligkeit des Dollars, und von welcher Ziel- 
setzung wird sich die Bundesregierung in Zu- 
kunft leiten lassen {Anpassungsinflation oder 
Verteidigung der Stabilität der D-Mark), wenn 
sie nach Bundesminister Helmut Schmidt (Ti- 
mes vom 26. Januar 1973) beabsichtigt, nicht 
völlig außerhalb des Inflationskonvois zu 
fahren, um keinem Aufwertungsdruch ausge- 
setzt zu sein? 


51. Abgeordneter 
Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bezüglich der von ihr 
ergriffenen dirigistischen Maßnahmen zur Ab- 
deckung der jüngsten Devisenzuflüsse noch 
immer der Meinung, wie im Juni 1972, daß 
solche Maßnahmen als Beitrag zur Lösung der 
Währungskrise und zur Wiedergewinnung der 
Stabilität geeignet sind, und wie steht die 
Bundesregierung zu den Äußerungen der wirt- 
schafts-wissenschaftlichen Forschungsinstitute 
in der Bundesrepublik Deutschland, wonach 
angesichts der zu erwartenden konjunkturel- 
len Entwicklung eine Freigabe des Wechsel- 
kurses einen besseren Beitrag zur Preisstabili- 
tät geleistet hätte als die ergriffenen dirigisti- 
schen Maßnahmen, ohne daß dadurch der 
Export stark gefährdet worden wäre? 


52. Abgeordneter 
Dr. Sprung 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bei ihren Partnern in 
der EWG vorstellig geworden, um gemein- 
same Maßnahmen zur Abdeckung der Dollar- 
Zuschüsse zu ergreifen, wenn ja, wie ist die 
Reaktion der anderen Mitgliedstaaten gewe- 
sen, wenn nein, sieht die Bundesregierung die 
Gefahr, daß mit den von ihr ergriffenen Maß- 
nahmen die Errichtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion weiter erschwert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die durch 
Wolfram den Ministerrat der EWG-Gemeinschaften er- 

(SPD) folgte Ablehnung einer Neuregelung des 

Systems der Beihilfen für Kokskohle und Koks, 
und welche Auswirkungen ergeben sich daraus 
sowohl für den deutschen Steinkohlenbergbau 
und die deutsche Stahlindustrie? 
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54. Abgeordneter 
Wolfram 
(SPD) 


55. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Immer 

(SPD) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung, anstelle des am 31. Dezember 1972 aus- 
gelaufenen Beihilfesystems ab 1. Januar 1973 
eine Übergangs- und Abschlußregelung zu 
schaffen, und welche Schritte gedenkt die Bun- 
desregierung zu unternehmen, um möglichst 
bald auf Gemeinschaftsebene ein wirkungs- 
volles neues Beihilfesystem zu erreichen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß inner- 
halb kurzer Zeit in Playa del Ingles auf der 
Ferieninsel Gran Canaria laut Meldungen der 
Bild-Zeitung und der Würzburger Main-Post 
vom 27. Januar 1973 innerhalb weniger Tage 
drei Menschen von zwei Familien aus Bad 
Brückenau und Wuppertal in ihren Hotelzim- 
mern durch Gasvergiftungen zu Tode kamen 
und außerdem auch noch ein schweizer Ehe- 
paar und ein 14jähriger englischer Junge in 
einem anderen Hotel durch Gasvergiftung ihr 
Leben lassen mußten, und treffen Äußerungen 
zu, daß ähnliche Todesfälle dort immer wieder 
in den Touristenhotels zu verzeichnen sind? 


Ich frage die Bundesregierung, was sie zu 
unternehmen gedenkt, um zu erreichen, daß 
die Sicherheit deutscher Touristen im Ausland 
erhöht wird, und ob sie bereit ist, entspre- 
chende Schritte bei den Reiseunternehmen in 
Deutschland zu unternehmen, um zu erreichen, 
daß die Ferienunterkünfte im Ausland, insbe- 
sondere in der Ferienstadt Playa del Ingles 
nicht nur unter merkantilen, sondern vor allem 
auch nach sicherheitstechnischen Gesichts- 
punkten im Interesse der Touristen auszu- 
wählen, wie dies auch für Chartermaschinen 
gefordert werden sollte? 


Nachdem die Bundesregierung mehrfach ge- 
äußert hat, daß der innerdeutsche Handel 
auch nach der Ratifizierung des Grundvertrags 
aufrechterhalten bleibt, frage ich die Bundes- 
regierung, wie sie die Äußerung des für 
Agrarfragen in der EWG-Kommission zustän- 
digen Kommissars Lardinois in Berlin wertet, 
„daß sich der Status des innerdeutschen Han- 
dels nach der Mitgliedschaft beider deutscher 
Staaten in der UNO ändern könne", und was 
sie zu tun gedenkt, um dies zu verhindern? 


Ist damit zu rechnen, daß bei der geplanten 
Überprüfung der bisher nach dem Investitions- 
förderungsprogramm geförderten struktur- 
schwachen Gebiete bzw. Orte in bestimmten 
Bereichen die Einstellung der Förderung zu- 
gunsten anderer bisher benachteiligter Gebiete 
bzw. Orte erfolgt, und nach welchen Kriterien 
werden in Zukunft die förderungswürdigen 
Gebiete bzw. Orte bestimmt? 
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59. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung angesichts der Tat- 
Kahn-Ackennann sache, daß im Jahr 1972 in einigen Zentren des 
(SPD) südbayerischen Fremdenverkehrs ein erheb- 

licher Rückgang von Gästen zu verzeichnen 
war, einen Anlaß, besondere Förderungsmaß- 
nahmen in den traditionellen Schwerpunkten 
des südbayerischen Fremdenverkehrs in Erwä- 
gung zu ziehen? 


60. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung auf Grund 
der bisherigen Erfahrungen die Auswirkungen 
des EWG-Regionalfonds im Hinblick auf die 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur in der Bundesrepublik Deutschland? 


61. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten eröffnen nach Auffas- 
sung der Bundesregierung die Bestrebungen 
zur Automatisierung von Verwaltungsvor- 
gängen im Hinblick auf die Verbesserung des 
regionalstatistischen Materials? 


62. Abgeordnete 

Frau Dr. Riedel- 

Martiny 

(SPD) 


Welche konkreten gemeinsamen Aktionen ha- 
ben der Interministerielle Ausschuß für Ver- 
braucherfragen, der Verbraucher ausschuß beim 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, der Länder ausschuß für Ver- 
braucherfragen, sowie der Verbraucherbeirat, 
die laut Verbraucherberichte der Bundesregie- 
rung vom 18. Oktober 1971 ihre Arbeit koor- 
dinieren sollten, bisher unternommen? 


63. Abgeordnete 

Frau Dr. Riedel- 
Martiny 

(SPD) 


Was hat der Verbraucherbeirat, der in der 
vergangenen Legislaturperiode berufen wurde, 
seither geleistet? 


64. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 

(SPD) 


Entspricht die Möglichkeit, daß Apotheken 
vom Großhandel oder vom Hersteller (pharma- 
zeutische Industrie) bei eintretenden Preiser- 
höhungen noch vor dem bestimmten Termin 
Arzneimittel zum alten Preis einkaufen kön- 
nen und diese dann, obwohl sie sie noch billi- 
ger eingekauft haben, zum neueren höheren 
Verkaufspreis verkaufen können, der zur Zeit 
gültigen rechtlichen Regelung? 


65. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 

(SPD) 


Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um auf dem Arzneimittelmarkt eine 
Preisgestaltung, die den Grundsätzen der so- 
zialen Marktwirtschaft und dem Ziel der Wie- 
dergewinnung einer gewissen Preisstabilität 
widerspricht, so schnell wie möglich zu been- 
den? 
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66. Abgeordneter 
Dr. Sdiwörer 


(CDU/CSU) 


Ist unter dem Aspekt der derzeitig vorliegen- 
den Planungen für den Aus- und Aufbau von 
Kraftwerken gesichert, daß Rationierungen 
für private und gewerbliche Energie Verbrau- 
cher, wie sie — bei besonders niedrigen Tem- 
peraturen — in den USA vom Direktor der 
US-Notstandsbehörde, General George A. Lin- 
coln, in diesem Winter als möglich angekün- 
digt wurden, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch auf Dauer ausgeschlossen sind? 


67, Abgeordneter 
Dr. Sciiwörer 
(CDU/CSU) 


Welchen Wirklichkeitsgehalt mißt die Bundes- 
regierung angesichts der heute gültigen Ge- 
nehmigungsverfahren und der vielseitigen 
Schwierigkeiten bei der Standortwahl für 
Kernkraftwerke solchen Prognosen bei, die 
von einem 20°/oigen Anteil der Kernenergie 
am gesamten Primärenergieverbrauch ausge- 
hen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Emährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


68, Abgeordneter 
Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen 
Pläne zu unternehmen, die in der letzten Zeit 
häufig in der Presse dargelegt wurden, und 
nach denen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Durchführung von Stierkämpfen spa- 
nischer Prägung in der Öffentlichkeit durch- 
geführt werden sollen? 


69, Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die materielle und personelle 
Ausstattung des Naturschutzreferates im Mini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten völlig unzureichend geblieben ist und 
den allgemeinen Anforderungen und den An- 
kündigungen im Umweltprogramm der Bun- 
desregierung nicht in genügender Weise Rech- 
nung getragen wird? 


70. Abgeordneter 
MUz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Ausstattung der für den 
Naturschutz zuständigen Bundesforschungsan- 
stalt trotz weitgehender Versprechungen der 
Bundesregierung weit hinter international ver- 
gleichbaren Einrichtungen — so in Großbritan- 
nien, Schweden und Niederlande — zurück- 
geblieben ist? 


71. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Bestehen seitens der Bundesregierung oder 
der EG-Kommission Pläne bzw. Vorschläge 
zur Weizen-Regionalisierung mit dem Ziel, 
die volle Frachtbelastung wirksam werden zu 
lassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


72. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die defizitäre Haus- 

Dr. Evers haltsentwicklung zahlreicher Allgemeiner 

(CDU/CSU) Ortskrankenkassen bekannt, die sich daraus 

ergibt, daß die Pflichtversicherten und die frei- 
willig Versicherten der Allgemeinen Ortskran- 
kenkassen durch ihre Beiträge das Defizit der 
Krankenversicherung der Rentner dedcen 
müssen, was nur durch eine kontinuierliche 
Erhöhung der Beitragssätze zu Lasten der bei 
den Allgemeinen Ortskrankenkassen Versi- 
cherten möglich ist? 

73. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Dr. Evers regierung zu ergreifen, um ohne zusätzliche 

(CDU/CSU) Belastung der Rentner sicherzustellen, daß die 

dem Gleichheitsgrundsatz widersprechende 
Abwälzung der Defizite auf einen verhältnis- 
mäßig kleinen Versichertenkreis durch eine 
gerechtere Lösung ersetzt wird? 

Wann will die Bundesregierung dem Bundes- 
tag einen Gesetzentwurf vorlegen, der insbe- 
sondere für die Zivildienstleistenden eine bes- 
sere Ausbildung und mehr Arbeitsplätze ge- 
währleistet, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung die Feststellung des Präsidenten des 
Diakonischen Werks der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, Theodor Schober, „daß sich 
die Mehrzahl der Ersatzdienstpflichtigen im 
diakonischen Bereich als hervorragende und 
verläßliche Mitarbeiter bewährt haben" und 
mit ihrer Verweigerung des Kriegsdienstes 
eine überdurchschnittlich hohe Bereitschaft 
zum sozialen Engagement verbinden? 

75. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Sdiröder rung, die ärztliche Versorgung in den struktur- 

(Lüneburg) schwachen Gebieten zu verbessern? 

(CDU/CSU) 

76. Abgeordneter Wie kann einem heute verrenteten Bergmann, 

Dr. Hauser der während seiner knappschaftlichen Tätig- 

(Sasbadi) keit in der DDR bis zu seiner Flucht stets 

(CDU/CSU) Deputatkohle — zum Ende fünf Tonnen jähr- 

lich — zugewiesen erhielt, dieser Lohnbe- 
standteil abgegolten werden, nachdem die 
Ausgleichsämter unter Berufung auf einen 
Erlaß des Bundesausgleichsamtes vom 26. Juni 
1968 ihre Zuständigkeit verneinen, aber auch 
die Bundesknappschaft eine Anrechnung auf 
die Rente zurückweist mit dem ausdrücklichen 
Vermerk, hierfür seien allein die Ausgleichs- 
ämter zuständig? 


74. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 
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77. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 
daß die landwirtschaftlichen Krankenkassen 
die ihnen vorliegenden Befreiungsanträge auch 
jetzt noch nur sehr schleppend bearbeiten, 
und welche Maßnahmen gedenkt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um eine umgehende 
Befreiung aller Antragsteller zu erreichen, um 
damit die doppelten Beitragszahlungen der 
betroffenen Landwirte zu beenden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


78. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung in Besoldung 
und Beförderung der herausgehobenen Dienst- 
stellung und besonderen Verantwortung der 
Kompanie- und Batteriefeldwebel gerecht 
werden? 


79. Abgeordneter 

Grobecker 


(SPD) 


Trifft es zu, daß, ohne Kenntnisnahme der 
zuständigen Ausschüsse des Bundestages, ein 
Antrag über die Lieferung von fünf Flugzeu- 
gen des Typs Hawker Siddely 748 für Zwecke 
der Flugvermessung durch die Bundesregie- 
rung abgeschlossen wurde? 


80. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Welche Absichten verfolgt die Bundesregie- 
rung mit der Broschüre „Verteidigung + Ent- 
spannung = Sicherheit", die in einer Auflage 
von 50 000 Exemplaren an Lehrer verteilt wird, 
die in Geschichte, Sozial- oder Staatsbürger- 
kunde unterrichten? 


81. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die öffentliche Kaufmöglichkeit von Bundes- 
wehr-Uniformteilen im Gebrauchtzustand (z. B. 
Parka im Altwarenhandel) der unkontrollier- 
bare Zustand eintritt, daß Reservisten, die zur 
Heimaufbewahrung neuer Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände verpflichtet sind, die 
Möglichkeit erhalten, billig erworbene, ausge-, 
sonderte Uniformteilcj gegen wertvolle neue 
auf den Bekleidungskammern umzutauschen, 
zum Nachteil der Bundesrepublik Deutschland? 


82. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung darin eine Kontroll- 
möglichkeit, daß ausgesonderte Uniformteile, 
die zum Verkauf freigegeben sind, nur in 
einem umgefärbten Zustand in den freien Han- 
del gelangen dürfen? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


83. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 

Geldner 


(FDP) 


86. Abgeordneter 
Geldner 
(FDP) 


87. Abgeordnete 
Frau Stommel 
(CDU/CSU) 


88. Abgeordnete 

Frau Stommel 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit von Gesundheitsvorsorgemaßnah- 
men und ihre umfassende, praktikable Durch- 
führung auf dem Gebiet der Zahnpflege bei 
Kindern und Jugendlichen zwischen 3 und 
18 Jahren (Kindergarten bis Berufsschule)? 

Erwägt die Bundesregierung gesetzgeberische 
Schritte — u. U. auch grundgesetzändernder 
Art — , um wie z. B. in Österreich und der 
Schweiz bundeseinheitlich eine moderne Pro- 
phylaxe auf dem Gebiet der Jugendzahnpflege 
zu gewährleisten, nachdem bisher trotz lang- 
jähriger Bemühungen nur in einigen wenigen 
Bundesländern (z. B. Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein) unterschiedliche landesrechtliche Be- 
stimmungen getroffen worden sind? 

Welche Behörden haben an der Zulassung des 
Konservierungsmittels Baycovin mitgewirkt, 
und was haben die damaligen Untersuchungen 
hinsichtlich der gesundheitlichen Unbedenk- 
lichkeit dieses Mittels ergeben? 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus den amerikanischen Bedenken 
gegen Baycovin zu ziehen, und welche Hemm- 
nisse stehen einer sofortigen Verwirklichung 
dieser Konsequenzen entgegen? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 
ternommen, um auf der Grundlage der Ersu- 
chen des Deutschen Bundestages vom 1. März 
1972 eine Neuordnung der Krankenpflegeaus- 
bildung in Angriff zu nehmen? 


Wie ist der Stand der Vorbereitung eines 
Gesetzentwurfs, und welche Schwerpunkte 
zeichnen sich bisher ab? 


89. Abgeordneter Kann die Bundesregierung den Inhalt des Be- 
Kater richtes „Tod aus dem Topf" im „Stern" (Heft 

(SPD) Nr. 5/1973 )bestätigen, wonach vor allem im- 

portierte Küchengeräte und -gefäße die Ur- 
sache für Kadmium- und Bleivergiftungen sein 
können? 


90. Abgeordneter 

Kater 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, bzw. 
zu veranlassen, um dafür zu sorgen, daß die 
Vergiftungsgefahren durch kadmiumhaltige 
Emaillierungen gußeiserner Küchengeräte oder 
bleihaltiger Farben keramischer Töpfe und 
Schüsseln in Zukunft beseitigt werden? 


16 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/156 


91. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


92. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Ämterhäufung des Präsidenten der Bundes- 
ärztekammer es zuläßt, noch im Sinne seiner 
Aufgabenstellung, im Bundesgesundheitsrat 
beim Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit, im Wehrmedizinischen Beirat 
beim Bundesminister der Verteidigung und in 
der Sachverständigenkommission zur Weiter- 
entwicklung der sozialen Krankenversicherung 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung tätig zu sein? 


Wann gedenkt die Bundesregierung, den für 
den vergangenen Herbst vorgesehenen Fami- 
lienberidit vorzulegen? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, jenen Alten- 
heimbewohnern, deren Aufenthaltskosten die 
Sozialfürsorge trägt, das derzeit gewährte 
Taschengeld von 45 DM monatlich angemessen 
zu erhöhen? 


94. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung eine universitäre 
Medizinerausbildung für angemessen, bei de- 
ren Ende 33^/o der Examenskandidaten keine 
Blutgruppenbestimmung, 52% keine Wundver- 
sorgung, 61% keine Schockbehandlung vor- 
nehmen können und ein guter Teil derjenigen, 
die sich diese Kenntnisse Zutrauen, dieselben 
bei Nachtwachen gelernt haben, die sie der 
Finanzierung ihres Studiums wegen, aber nicht 
im Rahmen ihrer geplanten Ausbildung leiste- 
ten? 


95. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher, daß ins- 
besondere Kinder und Gastarbeiter Spülmittel 
mit Zitronenabbildungen auf dem Etikett für 
ein Getränk halten und mißbräuchlich verwen- 
den können? 


96. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Maßnahmen für er- 
Dr. Enders forderlich, um der von der Werbung hervor- 

(SPD) gerufenen Bedrohung der Gesundheit zu be- 

gegnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


97. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
auf Grund der Tatsache, daß die EWG-Kom- 
mission die Autobahn Hamburg — Würzburg — 
Ulm — Mailand als Europa-Schnellverkehrs- 
straße anerkannt hat und bereit ist, deren Aus- 
bau finanziell zu unterstützen, diese Auto- 
bahn in ihrer Gesamtlänge nunmehr in die 
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98. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


99. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


101. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 

103. Abgeordneter 
Heyen 
(SPD) 


104. Abgeordnete 

Frau Funche 


(FDP) 


1. Dringlichkeitsstufe beim Autobahnausbau 
eingereiht werden muß, zumal auch von seiten 
Österreichs und Italiens bereits in den näch- 
sten Jahren mit der Fertigstellung der An- 
schlußstrecke zu rechnen ist? 

In welchem Zeitraum bzw. in welchen Bauab- 
schnittszeiten ist auf Grund der o. a. gegebe- 
nen Priorität bei der Gesamtstrecke zu rech- 
nen, und welcher Kostenaufwand scheint hier- 
für erforderlich? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Ausbau der Verkehrswege im 
Zonenrandgebiet den Notwendigkeiten einer 
Verkehrserschließung als wesentlichen Bereich 
der Infrastruktur anzupassen? 

Trifft es zu, daß der sogenannte Umlandver- 
kehr mit Schiffen von Hamburg zum Rhein von 
den Behörden der DDR trotz des Artikels 1 
Abs. 1 des Verkehrsvertrages strenger kon- 
trolliert wird, als es vor Abschluß dieses Ver- 
trags der Fall war? 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zum Verbot des überfliegens der Bundes- 
republik Deutschland mit Überschallflugzeu- 
gen, die nicht nur eine unerträgliche und ge- 
sundheitsschädliche Lärmbelästigung verur- 
sachen, sondern auch die turbulenzfreie Zone 
oberhalb der Atmosphäre zunehmend ver- 
schmutzen, ohne daß diese Bestandteile wegen 
der dort herrschenden Windstille je wieder 
entfernt werden, wie namhafte Wissenschaftler 
aussagen? 

Trifft es zu, daß andere Staaten das überflie- 
gen ihres Staatsgebiets verboten haben und 
wenn ja, welche? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Deutsche 
Bundesbahn bei der nächsten Fahrplankonfe- 
renz mit der Reichsbahn der DDR vorschlagen 
will, den Bahnhof Berlin-Wannsee als zweiten 
Fernbahnhof neben dem Bahnhof Zoo für den 
Personenverkehr einzurichten? 

Hält die Bundesregierung es mit dem Grund- 
satz des Artikels 3 des Grundgesetzes (Gleich- 
berechtigung von Mann und Frau) für verein- 
bar, daß die Deutsche Lufthansa die Einstel- 
lung von weiblichen Piloten unbeschadet der 
persönlichen Eignung und Fähigkeit grund- 
sätzlich ablehnt, obwohl Frauen in der Bundes- 
republik Deutschland als Piloten ausgebildet 
werden und eine staatliche Prüfung machen 
und obwohl auf den Linien anderer internatio- 
naler Gesellschaften Frauen als Flugzeugfüh- 
rer eingesetzt sind? 
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105. Abgeordnete 
Frau Fundce 
(FDP) 


106. Abgeordneter 
Sdiulte 
(Sdiwäbisdi 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 

107. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


108. Abgeordneter 
Wawrzik 
(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Wawrzik 


(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


111. Abgeordneter 
Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts vieler Bei- 
spiele von erfahrenen und geeigneten Pilotin- 
nen bereit, sich dafür einzusetzen, daß die 
Auswahl der Piloten bei der Deutschen Luft- 
hansa ausschließlich nach persönlicher Eignung 
erfolgt und nicht nach pauschalen Kriterien 
oder nach „Erfahrungen“ mit weiblichen Be- 
schäftigten in anderen Berufssparten? 

Ist es richtig, daß die Deutsche Bundesbahn 
Landesmittel als Hilfe für eine schnellere 
Durchführung von Elektrifizierungsmaßnah- 
men nur zögernd abrufen kann, weil ihr eige- 
nes Kreditvolumen erschöpft ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Deutsche Bundesbahn die ver- 
billigten Fahrten für Rentner bereits im Ja- 
nuar dieses Jahres eingestellt hat? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ausstel- 
lung von internationalen Führerscheinen, die 
in bezug auf die Laufzeit auf der „Internatio- 
nalen Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr" 
von 1934 beruht, im Interesse der Verwal- 
tungsvereinfachung und der Kostenersparnis 
sowohl zugunsten der Verwaltung wie der 
Bürger dahin gehend zu vereinfachen, daß bei 
jährlicher Antragstellung nicht jedesmal ein 
38-seitiges Dokument, von dem nur zwei Sei- 
ten verwendet werden, nach Nachweis der 
Berechtigung aufgestellt werden muß, sondern 
die einfache Verlängerung einzuführen? 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
bis zum Beginn der Feriensaison 1973 eine 
Regelung mit vereinfachtem Verfahren einzu- 
führen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in dem Kon- 
sortialvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, dem Freistaat Bayern und der 
Landeshauptstadt München über die Errich- 
tung des Großflughafens München II dem Wei- 
terbetrieb des Flughafens München-Riem „bis 
zu einem Beschluß der Vertragspartner" zu- 
zustimmen, und ist sich die Bundesregierung 
darüber im Klaren, daß eine solche Regelung 
den Fortbestand des Flughafens München- 
Riem bedeuten würde? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Straßen- 
baumittel für den Bundesfernstraßenbau, ins- 
besondere für den Bau von Autobahnen allein 
für den Bereich des Freistaates Bayern um 
1 Milliarde DM gekürzt wurden, gegebenen- 
falls für welche laufenden bzw. in Aussicht 
genommenen Strecken würde sich diese Kür- 
zung auswirken? ist insbesondere die geplante 
Autobahnverbindung München — Landshut — 
Deggendorf davon betroffen? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


112. Abgeordneter 
Dr. Sdmeider 

(CDU/CSU) 


Welche wissenschaftlichen Gutachten bzw. For- 
schungsaufträge hat das Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau in 
den letzten Jahren zu welchen Themen, an 
welche Organisationen und zu welchen Kosten 
vergeben? 


113. Abgeordneter In welchem Maße waren Angehörige des Bun- 
Dr. Schneider desministeriums an der Erarbeitung dieser 

(CDU/CSU) Gutachten beteiligt? 


114. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Rollmann rung, in dem von ihr angekündigten Entwurf 

(CDU/CSU) eines Gesetzes zur Sicherung gesunder Wohn- 

verhältnisse auch für eine ausreichende Schall- 
dämmung in Wohnungen im Interesse von 
Familien mit Kindern Sorge zu tragen? 


115. Abgeordneter 
Selters 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß zwischen 
§ 13 Abs. 2 der Wohngeldverordnung vom 
21. Dezember 1971 und den allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften zum 2. Wohngeldgesetz 
(Nummer 6,25) ein Widerspruch besteht, der 
von den Ländern zu Ungunsten der Wohngeld- 
empfänger ausgelegt wird? 


116. Abgeordneter 
Selters 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Unge- 
reimtheit, die zu erheblichen Härten für die 
Wohngeldempfänger führt, unverzüglich zu 
beseitigen, und außerdem den Höchstsatz für 
die ansetzbaren Zinsen und Tilgungen, der in 
§13 Abs. 2 der Wohngeld Verordnung auf 8Vo 
festgesetzt ist, auf 10®/o zu erhöhen, da der 
derzeitige Höchstbetrag im Hinblick auf die 
Verhältnisse am Kapitalmarkt nicht mehr aus- 
reicht, die üblichen Zinsen zu decken und die 
Tilgungen gänzlich unberücksichtigt bleiben 
müssen? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 
Sdimidt 
(Kempten) 

(FDP) 


2. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


5. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


4. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


5. Abgeordneter 
Wrede 
(SPD) 


6. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im 
Rheintal seitens der Schweiz in der Nähe von 
Rüthi vorgesehene Errichtung eines Kernkraft- 
werks und einer Raffinerie bei Sennwald in 
ihren Auswirkungen auf den schon umwelt- 
gefährdeten Bodensee sowie die daraus sich 
zweifellos ergebende erhebliche zusätzliche 
Luftverschmutzung für den gesamten Erho- 
lungsraum um den Bodensee? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
mit den zuständigen Stellen in der Schweiz 
dahin gehend in Verbindung zu treten, daß 
entweder diese Projekte unterbleiben oder, 
wenn dies nicht erreichbar ist, durch entspre- 
chende 100®/oige Absicherungsmaßnahmen kei- 
ne erneute Gefahrenquelle für Wasser und 
Luft am Bodensee auftaucht, wie es von einem 
überwiegenden Teil der Bevölkerung des Lin- 
dauer Raums befürchtet wird? 

Seit wann und aus welchem Grund liegen die 
Versuchsreaktoren VAK in Kahl und HDR in 
Großwelzheim still? 

Nachdem der Plan bekannt geworden ist, das 
Versuchskernkraftwerk VAK Kahl wieder in 
Betrieb zu nehmen, frage ich die Bundesregie- 
rung, welche Maßnahmen ergriffen wurden um 
zu gewährleisten, daß jede denkbare Gefähr- 
dung für die Werksangehörigen und die Um- 
welt ausgeschlossen ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Bun- 
desländer nach Abschluß der Olympialotterie 
beabsichtigen, eine ähnliche Lotterie zugun- 
sten von sportlichen, sozialen oder caritativen 
Zwecken durchzuführen? 

Trifft es zu, daß in den letzten Jahren die Zahl 
von Schiffsunfällen auf deutschen Flüssen, 
besonders Rhein und Main, zugenommen hat, 
bei denen gefährliche Stoffe wie chemische 
Produkte, Mineralöle oder gar Gifte das Fluß- 
wasser zu verseuchen drohten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, für eine größere Sicherheit unserer 
Flüsse gegen die in Frage 6 bezeichneten 
Gefahren der Verseuchung zu sorgen, da offen- 
bar die bestehenden Verordnungen unzurei- 
chend sind oder nicht genügend beachtet wer- 
den? 
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8. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche 
Voruntersuchungen zum geplanten Bau eines 
Kernkraftwerks in bezug auf den Standort 
Bergrheinfeld, Landkreis Schweinfurt, einge- 
leitet oder abgeschlossen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Feststellung des 
Deutschen Mieterbundes, derzufolge 90Vo aller 
Forderungen auf höhere Miete nicht den ge- 
setzlichen Bestimmungen entsprechen, und 
wenn ja, welche repräsentativen Erhebungen 
liegen dieser Feststellung zugrunde? 


10. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß Mieter und Vermieter über die je- 
weiligen ortsüblichen Vergleichsmieten infor- 
miert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Breidbach 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Burger 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Ergebnis hat die Prüfung durch 
die Oberfinanzdirektion Köln geführt, ob es 
möglich und wirtschaftlich vertretbar ist, die 
Kellergeschoßwohnungen in den ehemaligen 
belgischen Besatzungswohngebäuden in Rhein- 
bach wohnbar zu machen? 

Welchen Steuern unterliegen die Zuschüsse 
und Darlehen des Bundes an Wirtschafts- 
unternehmen für die Durchführung von For- 
schungs- und Entwicklungsprojekten? 

Ist es möglich, daß durch steuerliche Auswir- 
kungen der gegenwärtigen Regelung Unter- 
nehmen, die mit Gewinn arbeiten, erheblich 
weniger öffentliche Mittel verbleiben als Un- 
ternehmen, die nicht mit Gewinn arbeiten, und 
wie gedenkt die Bundesregierung in Zukunft 
diese Probleme zu behandeln? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Leistungen von Zentralwäschereien, die 
für gemeinnützige Krankenanstalten arbeiten, 
von der Umsatzsteuer zu befreien? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Fahrzeuge 
der Altenwerke „Essen auf Rädern" von der 
Kraftfahrzeugsteuer zu befreien? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


16. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Lambrechter und das Elmsteiner Tal immer 
mehr an Wirtschaftskraft verlieren, daß Be- 
triebsneuansiedlungen seit Jahren nicht mehr 
erfolgt sind und daß die Zahl der Arbeits- 
plätze und die Bevölkerungszahl rüdcläufig 
sind, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um dieser Entwidclung ent- 
gegenzuwirken? 


17. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Jahre 1973 ver- 
Zebisch stärkt ERP-Mittel zur Steigerung des Wohn- 

(SPD) und Freizeitwerts in den Schwerpunktorten des 

Rahmenplans zur Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtsdiaftsstruktur" 
bereitstellen? 


18. Abgeordneter 
Zebisdi 
(SPD) 


In welcher Höhe sind 1973 Mittel für das ERP- 
Abwasserreinigungskreditprogramm für die 
Gemeinden und für die gewerbliche Wirtschaft 
in den Schwerpunktorten des Rahmenplans 
zur Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vorgesehen? 


19, Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mel- 
dungen, daß die Regierung in Den Haag 
Schwierigkeiten beim Export des Erdgases, das 
im niederländischen Festlandsockel gefunden 
worden ist und ab Anfang 1975 in die Bundes- 
republik Deutschland geliefert werden soll, 
bereitet, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um zu die- 
sem konkreten Fall die vereinbarten Erdgas- 
lieferungen sicherzustellen und für eine aus- 
reichende und ungestörte Gasversorgung in 
den nächsten Jahren zu sorgen? 


20. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rungen von Herrn Sohl zur Ruhrkohle AG, 
und teilt die Bundesregierung meine Auffas- 
sung, daß über dem von Herrn Sohl vorge- 
schlagenen Weg die früher auch von Herrn 
Sohl bejahte Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkoh- 
lenreviere nicht erreicht werden kann, und 
daß es nicht vertretbar ist, auf die deutsche 
Kokskohle für die Stahlerzeugung zu ver- 
zichten? 
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Gesdiäftsbereidh des Bundesministers für Emährungr 
Landwirtsdiaft und Forsten 


21. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Trifft die Mitteilung aus Agra Europe vom 
23. Januar 1973 zu, daß die Niederlande Kar- 
toffelstärke im ersten Halbjahr 1972 in die 
Bundesrepublik Deutschland zu einem Durch- 
schnittspreis von 28,86 DM je 100 Kilo ver- 
kauft haben, obwohl damit bereits der EWG- 
Einheitsrohstoffpreis von 29,94 DM je 100 Kilo 
unterschritten wird, während sie an Italien 
ihre Kartoffelstärke zu einem Preis von 
48,88 DM und an Frankreich von 44,66 DM 
liefern? 


22. Abgeordneter 
Kiedile 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung darin eine gezielte 
Dumpingpreisaktion, zum Schaden deutscher 
Kartoffelstärkehersteller Marktanteile zu er- 
obern, und was beabsichtigt die Bundesregie- 
rung dagegen zu tun? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


23. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Welche Fortbildungsmöglichkeiten (z. B. zum 
Operationspfleger, Intensiv-Krankenpfleger u. 
a.) bestehen in den Bundesländern, und ge- 
denkt die Bundesregierung, hierfür allgemeine 
Rahmenrichtlinien zu erlassen? 


24 Abgeordneter Trifft der in der Zeitung Die Welt veröffent- 
Ewen lichte Bericht zu, der besagt, daß nach neueren 

(SPD) wissenschaftlichen Untersuchungen der Kon- 

servierungsstoff Baycovin krebserregende 
Wirkung hat? 


25. Abgeordneter 
Ewen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Verwen- 
dung des Urethan erzeugenden Baycovins zur 
Kaltsterilisation von Wein, Bier und Säften 
zu verbieten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


26. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Votum 
des baden-württembergischen Landtags zu 
folgen, in den neugebildeten Landkreisen Ba- 
den-Württembergs, die nach einer Landschaft 
benannt sind, auch landschaftsbezogene Kraft- 
fahrzeug-Kennzeichen einzuführen? 
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27. Abgeordneter 
Dr. Jenninger 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Mick 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Härzschel 


(CDU/CSU) 


32, Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


33. Abgeordneter 
Rollmann 


(CDU/CSU) 


Worin unterscheiden sich die bereits im Land 
Schleswig-Holstein genehmigten Ausnahme- 
fälle landschaftsbezogener Kraftfahrzeug- 
Kennzeichen — bei denen es sich nach Aus- 
kunft der Bundesregierung um „besonders be- 
gründete Überlegungen" handeln soll — von 
denen, die in Baden-Württemberg als Aus- 
nahmen vorgesehen sind? 

Ist es richtig — wie eine Kölner Tageszeitung 
mitteilt — , daß der Bund im Gebiet um Bens- 
berg/Hummelsbroich „3 Millionen DM für 
eine Bodenspekulation zum Fenster hinausge- 
worfen hat", weil er Waldgelände zum Bau- 
landpreis erworben hat, obwohl, wie der Bür- 
germeister der Stadt Bensberg erklärte, der 
Quadratmeter Wald 1,00 DM bis 1,50 DM 
koste? 

Welcher Verwendung gedenkt man das be- 
sagte Gelände zuzuführen, nachdem sich eine 
Bebauung durch die Bundesanstalt für Straßen- 
bau zerschlagen hat? 


Sind der Bundesregierung die immer prekärer 
werdenden Verkehrsverhältnisse auf der B 316 
und B317 in Lörrach bekannt, und welches 
waren die Gründe, die das Bundesverkehrs- 
ministerium veranlaßten, die ursprüngliche 
— von dem Ministerium selbst genehmigte — 
baureife Planung für die Ortsumgehung Lör- 
rach der B 316 zurückzuziehen? 

Mit welchen zeitlichen Verzögerungen und 
Erhöhungen der Kosten muß nunmehr gerech- 
net werden, welcher neue Zeitplan ist vorge- 
sehen, und wann kann mit dem Weiterbau 
begonnen werden? 

In welchem Umfang sollen in Zukunft die 
außerordentlich schlechten Verkehrsbedingun- 
gen der ländlichen Ergänzungsräume verbes- 
sert werden, und inwieweit wird bei der Beur- 
teilung der Verbesserungsbedürftigkeit dieser 
Verkehrsbedingungen dem Umstand Rechnung 
getragen, daß schlechte Verkehrsverhältnisse 
zu einer unerwünschten Abwanderung der be- 
nachteiligten Bevölkerung in die Ballungs- 
räume führt? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf der Bundes- 
autobahn Hamburg — Lübeck zwischen dem 
Barsbütteier Knoten und der Ausfahrt Horn 
eine zusätzliche Ausfahrt zu schaffen, um Fahr- 
zeugen aus dem östlichen Stadtgebiet Ham- 
burgs einen Umweg über die Ausfahrt Horn 
zu ersparen und die Bundesautobahn zwischen 
dem Barsbütteier Knoten und der Ausfahrt 
Horn in den Spitzenreisezeiten dadurch von 
diesen Fahrzeugen zu entlasten? 
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34. Abgeordneter 
Müller 
(Nordenham) 
(SPD) 


35. Abgeordneter 
Seefeld 


(SPD) 


36. Abgeordneter 

Büdiner 

(Speyer) 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Ab- 
sichtserklärung der Länder Bremen und Nie- 
dersachsen, anstelle der von Bremen bislang 
vertretenen Erweiterung des Flughafens Bre- 
men, nunmehr im Raume Hude — Brake — Ol- 
denburg (im Verwaltungsbezirk Oldenburg 
des Landes Niedersachsen) einen neuen, gros- 
sen Verkehrsflughafen Bremen II zu errich- 
ten? 

Teilt die Bundesregierung die kürzlich vom 
Automobilclub von Deutschland (AvD) ver- 
tretene Auffassung, daß die bisher festgestellte 
geringe Zahl von Verstößen gegen Tempo 100 
zeige, „wie überflüssig die ganze Tempo-100- 
Regelung eigentlich ist", und welche Erfahrun- 
gen hat die Bundesregierung zu diesem Thema 
gemacht? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß das 
Projekt eines Saar-Pfalz-Kanals nicht ver- 
wirklicht wird, und welche einzelnen Ver- 
kehrsausbaumaßnahmen plant die Bundesre- 
gierung in diesem Fall für die Pfalz und an 
der Saar? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


37. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es noch für gerecht- 
Rollmann fertigt, daß in § 3 Abs. 2 des Dritten Bundes- 

(CDU/CSLF) mietengesetzes vom 24. August 1965 als Bad 

nur eine Badeeinrichtung mit „Wanne", dage- 
gen nicht mit Dusche angesehen wird? 


38. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage anzuge- 
ben, wie hoch die prozentuale Steigerung der 
Grundstückspreise für Bauland in den Groß- 
städten der Bundesrepublik Deutschland im 
langfristigen Vergleich — etwa seit dem Jahre 
1912 — ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


39. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen hat das Bundesministe- 
rium für Bildung und Wissenschaft aus den 
Feststellungen des Bundesrechnungshofs (Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofs zur Bun- 
deshaushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 
1970) über die Gesellschaft für Mathematik 
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und Datenverarbeitung gezogen, insbesondere 
zu den Feststellungen „schließlich weist auch 
die interne Organisation der Gesellschaft er- 
hebliche Mängel auf. Die Arbeiten werden 
weder straff zentral gesteuert noch intensiv 
geplant. Ferner fehlt es an der notwendigen 
Koordinierung und der Erfolgskontrolle, selbst 
bei der Grundlagenforschung."? 


40. Abgeordnete Wie beurteilt der Bundesminister für Bildung 
Frau Dr. Walz und Wissenschaft die Feststellungen des Bun- 
(CDU/CSU) desrechnungshofs (Bemerkungen des Bundes- 

rechnungshofs zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Haushaltsjahr 1970, Ziffer 253) zur 
Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung: „Der Nachweis, daß die Gesellschaft 
die Zuwendungen für den vorgesehenen Zweck 
so wirtschaftlich und sparsam wie möglich ver- 
wendet hat, kann nicht als erbracht angesehen 
werden. Wenn Struktur, Organisation und Ar- 
beitsweise der Gesellschaft nicht grundlegend 
geändert werden, erscheint die ordnungsge- 
mäße Verwendung der Mittel auch für die 
Zukunft nicht gesichert. Bis dieses Problem 
grundsätzlich gelöst ist, solle der geplante 
Ausbau der Gesellschaft zurückgestellt wer- 
den. Soweit vom Bundesrechnungshof festge- 
stellte Mängel unabhängig davon beseitigt 
werden können, solle dies jedoch umgehend 
geschehen."? 


41. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Luftfahrt- 
forschung der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DFVLR) so zu konzentrieren, daß in Braun- 
schweig und Göttingen die gesamte For- 
schungskonzentration erfolgt, zumal sich die 
engste Zusammenarbeit mit dem unmittelbar 
benachbarten Luftfahrtbundesamt anbietet und 
darüber hinaus die Ausbaufähigkeit des Ge- 
ländes gegeben ist, ein Flugversuchsbetrieb 
mit geeignetem Flughafen zur Verfügung steht 
und Braunschweig ohnehin bereits das größte 
Forschungszentrum der DFVLR ist? 


42. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wann kann damit gerechnet werden, daß der 
sogenannte große Unterschallkanal (GUK) er- 
richtet, der Flugzeugpark für Forschungs- 
zwecke verstärkt wird und die notwendigen 
Bauten (Flugzeughalle, Zentralgebäude, Werk- 
stattbau) erfolgen? 


43. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die unwürdige bau- 
liche Unterbringung der Ausbildungsstelle für 
Fernmeldelehrlinge in Freiburg bekannt, die 
den Personalrat veranlaßt hat, die Zustim- 
mung zur Einstellung weiterer Lehrlinge zu 
verweigern, und ist die Bundesregierung in 
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der Lage, eine Zusage zu geben, wann mit 
einer Verbesserung dieser unhaltbaren Zu- 
stände im Rahmen der Bestrebungen zur Ver- 
besserung der gewerblichen Ausbildung ge- 
rechnet werden kann? 


44. Abgeordneter 

Wrede 


(SPD) 


In welcher Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung, die Herausgabe von Postwertzei- 
chen als Sportsondermarken zu regeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


45. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, eine Übereinkunft mit den Kultusmini- 
stern und -Senatoren der Bundesländer zu er- 
langen, durch die die in einzelnen Bundes- 
ländern — z. B. im Saarland — bestehenden 
festen Meldetermine für die zweite Lehrer- 
prüfung künftighin in Wegfall geraten, da sie 
zu unbilligen Härten für die Betroffenen füh- 
ren, z. B. bei der Meldung zum 1. April, die 
eine Abgabe der schriftlichen Examensarbeit 
frühestens zum 1. April nach sich zieht, dieser 
Tag aber in die Sommerferien fällt, und dar- 
über hinaus die Überprüfung der schulprak- 
tischen Tätigkeit im neuen Schuljahr nicht 
selten in einer vom Kandidaten neu über- 
nommenen Klasse erfolgen muß? 


46. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erreichen bzw. 
sicherstellen, daß über Ländergrenzen hinweg, 
z. B. im Verdichtungsraum Bremen, Schüler 
aus niedersächsischen Gemeinden auch künftig 
in weiterführende und berufsbildende Schulen 
in Bremen aufgenommen werden? 


Bonn, den 9. Februar 1973 



